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Am 13.  Juni 2024 legte das UNHCR (Hohes 
Flüchtlingskommissariat der Vereinten Natio-
nen) seinen neuen Bericht zu globalen Flücht-
lingstrends vor. Zehn zentrale Erkenntnisse 
aus dem Bericht: 
 
1. Zwölfter jährlicher Anstieg der Zahl Vertrie-

bener in Folge: Ende 2023 waren insgesamt 
117,3 Millionen Menschen auf der Flucht, ein 
Plus von 8% (8,9 Millionen Menschen). gegen-
über Ende 2022 Obgleich ein erneuter Anstieg, 
ist dieser jedoch weniger stark als noch im Vor-
jahr, als 19 Millionen Menschen flüchteten, der 
höchste jemals gemessene Anstieg im Laufe ei-
nes Jahres. Schätzungsweise 40% aller Vertrie-
benen im Jahr 2023 waren Kinder (bei einem 
Anteil von 30% an der Weltbevölkerung), 50% 
waren Frauen und Mädchen. Der Anteil der 
Binnenvertriebenen stieg auf 68,3 Millionen, 
ein Wachstum um 50% allein innerhalb der 
letzten fünf Jahre. 31,6 Millionen waren Flücht-
linge unter dem Mandat des UNHCR, zusätzlich 
zu 6 Millionen Flüchtlingen unter dem Mandat 
des Hilfswerks der Vereinten Nationen für 
Flüchtende in den Palästinensischen Gebieten 
(UNRWA), und 5,8 Millionen bedurften interna-
tionalen Schutz.1 Damit erhöhte sich die Zahl 
der Flüchtlinge weltweit auf 43,4 Millionen, was 
einem Anstieg von 7% entspricht. 6,9 Millionen 
Menschen waren Asylsuchende (+ ca. 26%) und 
4,4 Millionen waren staatenlos. Ende April 
2024 schätzte das UNHCR, dass die Zahl der 

 
1 Die Kategorie wurde Mitte 2022 eingeführt und bezieht sich 
auf Menschen, die sich außerhalb ihres 
Herkunftslandes befinden, da Sie über eine internationale 
Grenze hinweg vertrieben wurden, bisher jedoch nicht unter 
anderen Kategorien (wie Asylsuchende, Flüchtlinge, Menschen 
in flüchtlingsähnlichen Situationen etc.) gemeldet wurden, wohl 
aber internationalen Schutz benötigen. Sie beinhaltet die vor-
mals eigens aufgeführten Venezolaner, welche offiziell kein Asyl 

Vertriebenen wahrscheinlich bereits 120 Milli-
onen überschritten haben könnte. Dies ent-
spräche etwa der Einwohnerzahl Japans, dem 
zwölftbevölkerungsreichsten Land der Welt. 
 

2. Hauptfaktoren für den Anstieg 2023: Der 
Konflikt im Sudan ist mit 10,8 Millionen vertrie-
benen Sudanesinnen und Sudanesen zum Jah-
resende einer der Hauptfaktoren für die Ver-
treibung im vergangenen Jahr. Derzeit gilt der 
Sudan als die weltweit größte Hungerkrise. 
Mehr als 26 Millionen Menschen (mehr als die 
Hälfte der Bevölkerung) sind von einer Hunger-
krise (IPC 3 und höher) betroffen, 755.000 
Menschen leiden sogar an katastrophalem 
Hunger (IPC 5) und 14 Gebiete sind von einer 
Hungersnot bedroht.2 Auch die Lage im Gaza-
streifen stach besonders hervor3, wo allein in 
drei Monaten 1,7 Millionen Menschen (75% der 
Bevölkerung) vertrieben wurden. 96% der Be-
völkerung sind derzeit zudem von akuter Er-
nährungsunsicherheit (IPC 4) und 22% von ka-
tastrophalem Hunger (IPC 5) betroffen.  
Darüber hinaus wurden Millionen Menschen in 
der Demokratischen Republik Kongo (DRK) 
und in Myanmar vertrieben. Syrien stellte er-
neut mit 13,8 Millionen Vertriebenen innerhalb 
und außerhalb des Landes die größte Vertrei-
bungskrise weltweit dar.    

 

3. Die wichtigsten Herkunftsländer 2023: Rund 
73% aller Flüchtlinge unter UNHCR-Mandat 

beantragten, aber dennoch internationalen Schutz gemäß den 
Kriterien aus der Cartagena-Erklärung von 1984 bedürfen – ein 
regionales Abkommen, welches breiter ausgelegt ist als die 
Genfer Flüchtlingskonvention von 1951. 
2 Die neueste Analyse der Integrierten Klassifizierung der Ernäh-
rungssicherheitsphase (IPC) für den Sudan finden Sie hier und 
die neuesten Daten des Welternährungsprogramms (WFP) hier. 
3 Mehr Informationen hier. 

https://www.unhcr.org/global-trends-report-2023
https://www.unhcr.org/global-trends-report-2023
https://www.ipcinfo.org/ipc-country-analysis/details-map/en/c/1157066/?iso3=SDN
https://www.wfp.org/emergencies/sudan-emergency
https://www.ipcinfo.org/fileadmin/user_upload/ipcinfo/docs/IPC_Gaza_Strip_Acute_Food_Insecurity_MaySept2024_Special_Snapshot.pdf
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und Menschen, die internationalen Schutz be-
nötigen, stammten aus nur fünf Ländern, da-
runter Afghanistan als größtes Herkunftsland 
sowie Syrien (jeweils 6,4 Millionen), Venezuela 
(6,1 Millionen), der Ukraine (6 Millionen) und 
dem Südsudan (2,3 Millionen). An sechster 
Stelle steht der Sudan mit 1,5 Millionen (+79%), 
gefolgt von Myanmar, der DR-Kongo, Somalia 
und der Zentralafrikanischen Republik. Aus 
diesen 10 Ländern stammten wie im Vorjahr 
insgesamt 87% aller Menschen, die weltweit 
auf der Flucht waren.   

 

4. Die wichtigsten Aufnahmeländer 2023: Mit 
69% wurden die meisten Menschen, welche 
vor Konflikten oder Verfolgung flohen, in ei-
nem Nachbarland aufgenommen. In absoluten 
Zahlen löste der Iran die Türkei als das am 
stärksten betroffene Aufnahmeland ab. Er be-
herbergte zum Jahresende 3,8 Millionen afgha-
nische Flüchtlinge, dicht gefolgt von der Türkei 
mit 3,3 Millionen Vertriebenen und Kolumbien 
mit 2,9 Millionen (hauptsächlich Venezolaner). 
Deutschland beherbergte 2,6 Millionen und 
Pakistan 2 Millionen Menschen. An fünfter bis 
zehnter Stelle standen Uganda, Russland, 
Tschad, Peru und Äthiopien.4 In der EU gab es 
Ende 2023 insgesamt 7,4 Millionen Flücht-
linge5, von welchen Deutschland die meisten 
aufnahm, gefolgt von Polen und Frankreich. 
Weltweit beherbergte Deutschland etwa 8% 
der Flüchtlinge und ist gleichzeitig das einzige 
Land, das keine gemeinsame Grenze mit ei-
nem der wichtigsten Herkunftsländer hat. Die 
meisten Binnenvertriebenen lebten im Sudan 
(9 Millionen), in Syrien (7,2 Millionen) und in Ko-
lumbien (7 Millionen), gefolgt von der Demo-
kratischen Republik Kongo, dem Jemen, Soma-
lia, der Ukraine, Nigeria, Afghanistan und My-
anmar. 

 
5. Regionale Unterschiede, ungleiche Vertei-

lung bleibt: Das ganze Jahr über bestand ein 
erhebliches Ungleichgewicht bei der Verteilung 

 
4 Türkiye nahm überwiegend syrische Flüchtlinge auf. Deutsch-
land nahm hauptsächlich Flüchtlinge aus der Ukraine, Syrien 
und Afghanistan auf; Pakistan nahm vor allem afghanische 
Flüchtlinge auf; Uganda nahm überwiegend Flüchtlinge aus 
dem Südsudan und der Demokratischen Republik Kongo auf. 
Die große Mehrheit der Flüchtlinge in Russland kam aus der Uk-
raine und einige aus Afghanistan. Die meisten Flüchtlinge aus 

der Flüchtlinge, wobei eine kleine Zahl von Län-
dern den größten Teil der Verantwortung trug. 
80% der weltweiten Flüchtlingsbevölkerung 
wurde von Ländern aufgenommen, die zusam-
men weniger als 20% des globalen Einkom-
mens erwirtschafteten. Länder mit niedrigem 
und niedrigem bis mittlerem Einkommen, die 
0,5% bzw. 8% des weltweiten Bruttoinlands-
produktes (BIP) erwirtschafteten, nahmen 17% 
bzw. 28% der weltweiten Flüchtlingsbevölke-
rung auf, während einkommensstärkere Län-
der, die 60% des weltweiten BIP erwirtschafte-
ten, 25% aufnahmen. 

 

6. Asylsuchende: Im Jahr 2023 wurden 3,6 Milli-
onen neue individuelle Asylanträge registriert 
(+40%), zusätzlich zu den Wiederholungs- oder 
Berufungsanträgen, was die höchste jemals 
verzeichnete Zahl von individuellen Asylanträ-
gen darstellt, etwa ein Drittel mehr als noch 
Ende 2022. Hiervon wurden mehr als die Hälfte 
in nur fünf Ländern gestellt: USA (1,2 Millionen, 
+61%), Deutschland (329.100), Ägypten 
(183.100), Spanien (163.200) und Kanada 
(146.800). Gleichzeitig warteten 6,9 Millionen 
Asylsuchende auf eine Entscheidung, was ei-
nen Anstieg von 26% gegenüber dem Vorjahr 
bedeutet. Während die Zahl der Sachentschei-
dungen im vergangenen Jahr zwar gestiegen 
ist, übersteigt die Zahl der Anträge seit 2006 je-
doch die Zahl der Entscheidungen. Die Zahl der 
Flüchtlinge, die auf Gruppenbasis anerkannt 
wurden, hat sich fast verdreifacht. Sie kamen 
hauptsächlich aus afrikanischen Ländern. 

 

7. Konfliktbedingte Vertreibung auf Rekordni-
veau, Einhaltung des Völkerrechts oberstes 
Gebot: Es besteht ein eindeutiger Zusammen-
hang zwischen der Häufigkeit, Dauer und In-
tensität von Konflikten und der Zahl der Men-
schen, die jedes Jahr zur Flucht gezwungen 
werden. Gewaltsame Vertreibungen sind da-
her zunehmend eine Folge des Versagens bei 
der Wahrung von Frieden und Sicherheit. UN-
Hochkommissar Filippo Grandi betonte daher: 

dem Tschad stammten aus dem Sudan und einige aus der Zent-
ralafrikanischen Republik. Die meisten Menschen, die in Peru 
internationalen Schutz benötigten, stammten aus Venezuela, ei-
nige auch aus Kolumbien und Kuba. Äthiopien nahm haupt-
sächlich südsudanesische und somalische Flüchtlinge auf. 
5 Mit Asylsuchenden stand die Zahl bei 8,4 Millionen Menschen. 



 

 

Konrad-Adenauer-Stiftung e. V. 
Genfer Depesche Juni 2024 3
  

es sei „höchste Zeit für die Kriegsparteien (…), 
die grundlegenden Gesetze im Krieg und das 
Völkerrecht respektieren“.6 Gemäß dem ge-
meinsamen Artikel 1 der Genfer Konvention 
schließt dies ebenso die Pflicht derjenigen 
Staaten mit Einfluss auf die Konfliktparteien 
ein, ihrerseits auf die Einhaltung zu drängen. 
Zunehmend überschneiden sich Länder in 
Konfliktsituationen befinden, mit solchen, die 
klimabedingten Gefahren besonders ausge-
setzt sind.   

 

8. Die Klimakrise betrifft Vertriebene zuneh-
mend: Ende 2023 lebten fast drei Viertel der 
Vertriebenen in Ländern mit hoher bis extre-
mer Bedrohungslage bezüglich klimabedingter 
Gefahren. Letztere verschärfen zunehmend 
den Schutzbedarf und die Risiken und führen 
zu neuen, weiterführenden und andauernden 
Vertreibungen. Zu den Ländern, die am stärks-
ten von der Klimakrise und den Konflikten be-
troffen waren, gehörten die Demokratische 
Republik Kongo, Somalia, der Sudan, Syrien 
und der Jemen, wobei der Sudan besonders 
hervorstach. Dem Bericht zufolge werden die 
Gefahren im Laufe der Zeit in einer Reihe von 
Regionen noch zunehmen, insbesondere in 
Zentralamerika, West- und Ostafrika und Süd-
asien. Während die meisten Menschen, die 
aufgrund der negativen Auswirkungen des Kli-
mawandels und von Katastrophen vertrieben 
werden, als Binnenvertriebene in ihrem eige-
nen Land bleiben, überqueren einige von 
ihnen internationale Grenzen, womit sich auch 
zunehmend die Frage nach ihrem Status stellt.  

 

9. Unterfinanzierung, Abhängigkeit von weni-
gen Gebern: Das UNHCR schätzt den Finanz-
bedarf für 2024 auf 10,76 Milliarden US-Dollar. 
Davon waren bis Ende Juni 2024 nur 26% ge-
deckt, weniger als zum selben Zeitpunkt in den 
Vorjahren. Dies spiegelt ähnliche Tendenzen 
wie bei anderen humanitären Organisationen 
wider und ist ein Zeichen für den Druck, dem 
das System für die Finanzierung humanitärer 
Hilfe als Ganzes ausgesetzt ist. Derzeit belau-
fen sich die freiwilligen Beiträge auf schät-
zungsweise 2,7 Mrd. US-Dollar, wobei nur 6% 

 
6 Siehe hier. 

der Mittel frei verfügbar sind. Wie in den ver-
gangenen Jahren bleiben die USA der bei wei-
tem wichtigste Geldgeber (Stand: Ende Juni: 
22,7% der Beiträge, fast die Hälfte im Vergleich 
zum Vorjahr, wobei zu befürchten ist, dass die-
ser Anteil im nächsten Jahr noch weiter 
schrumpfen könnte), gefolgt von der Europäi-
schen Kommission (10,5%), Schweden (6,8 %), 
Dänemark (5,6%), Frankreich (5,3%), Japan 
(4,5%), den Niederlanden und Norwegen (je 
4%) sowie Deutschland (3,1%). 17 EU-Mitglied-
staaten stellten 30,9% der Mittel zur Verfü-
gung, die Europäische Kommission sogar 
41,4%. Alle anderen staatlichen Geber zusam-
men (die USA ausgenommen) deckten nur die 
Hälfte davon ab, etwa 20,5%. Private Geber tru-
gen bisher 12% bei.7 
 

10. Einige Fortschritte bei längerfristigen Lö-
sungen: Insgesamt 6,1 Millionen Vertriebene 
kehrten bis 2023 zurück, ein kleiner Hoff-
nungsschimmer. Jedoch waren 4 von 5 der 1,1 
Millionen zurückgekehrten Flüchtlinge, Ukrai-
ner oder Südsudanesen. Letztere kehrten aus 
dem vom Krieg zerrütteten Sudan zurück. Der 
sprunghafte Anstieg der Zahl der aus Pakistan 
zurückkehrenden Afghanen ist zum Teil auf 
Abschiebungen und die Umsetzung eines ille-
galen Rückführungsplans zurückzuführen. Die 
meisten Rückkehrer kehrten daher nicht in Si-
cherheit und Würde zurück. Wie dauerhaft die-
ser Trend ist, steht daher in Frage. Darüber 
hinaus kehrten im vergangenen Jahr 5,1 Millio-
nen Binnenvertriebene zurück, hauptsächlich 
aus der Ukraine und der Demokratischen Re-
publik Kongo. Während die Zahl von Flüchtlin-
gen und Binnenvertriebenen, welche die Rück-
kehr antraten, um 22%, respektive 39% fiel, so-
wie wurden 2023 mehr Anstrengungen im Be-
reich Umsiedlung unternommen (+ 39%). Letz-
tere deckten damit dennoch lediglich 8% der 
vom UNHCR definierten Bedarfe ab. Die Zahl 
der Einbürgerungsbemühungen waren 2023 
rückläufig (- 39%), Der wichtigste legale Weg für 
Flüchtlinge war im vergangenen Jahr die Fami-
lienzusammenführung.   

 
 

7 Mehr hier. Eine grafische Darstellung findet sich in der Karte 
des Monats Juni 2024. 

https://www.ungeneva.org/en/news-media/news/2024/06/94390/worldwide-levels-forced-displacement-hit-new-high-unhcr
https://reporting.unhcr.org/libraries/pdf.js/web/viewer.html?file=https%3A%2F%2Freporting.unhcr.org%2Fsites%2Fdefault%2Ffiles%2F2024-06%2FGlobal%2520Funding%2520Overview%252028%2520June%25202024.pdf
https://www.kas.de/de/web/multilateraler-dialog-genf/map-of-the-month/detail/-/content/beitraege-fuer-das-un-fluechtlingshilfswerk-bis-mitte-2024
https://www.kas.de/de/web/multilateraler-dialog-genf/map-of-the-month/detail/-/content/beitraege-fuer-das-un-fluechtlingshilfswerk-bis-mitte-2024
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